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I. Überblick

• Ausgangssituation: Die vorhandenen Mittel reichen nicht aus.

• Der Betrag des Grundkapitals wird erhöht und für die Differenzsumme 

werden neue Aktien ausgegeben.

• Die AG kann das Grundkapital (nur) durch Ausgabe neuer Aktien 

gegen Bar- oder Sacheinlagen (§§ 182 ff. AktG) erhöhen (sog. ordent-

liche Kapitalerhöhung).

• Es darf keine Erhöhung erfolgen, solange noch Einlagen auf das bis-

herige Kapital ausstehen und erlangt werden können (§ 182 IV 1 

AktG).
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I. Überblick

Für die GmbH ergibt sich Vergleichbares:

➢ Das Stammkapital kann erhöht werden (§§ 55 ff. GmbHG). 

➢ Die Durchführung der Kapitalerhöhung erfolgt dergestalt, dass 

entweder die Nennwerte der alten Geschäftsanteile erhöht oder neue 

Geschäftsanteile gebildet werden.
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

Die ordentliche Barkapitalerhöhung bedarf sowohl in der AG (§ 119 I 

Nr. 7, 182 I 1 AktG) als auch in der GmbH (§ 55 I GmbHG) eines Be-

schlusses der Haupt- bzw. Gesellschafterversammlung.

1. Beschlussfassung

2. Beschlussinhalt

3. Mängel der Beschlussfassung
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

1. Beschlussfassung

a) Aktienrecht

• Die Hauptversammlung wird grds. durch den Vorstand einberufen 
(§ 121 II 1 AktG). Hierzu wird ein Beschluss durch den Vorstand 
gefasst (§ 121 II 1 AktG).

• Die beabsichtigte Kapitalerhöhung wird auf die Tagesordnung ge-
setzt und ist bei der Einberufung anzugeben (§ 121 III 2 AktG).

• Der Vorstand und der Aufsichtsrat haben ferner einen Vorschlag 
zur Beschlussfassung hinsichtlich der Kapitalerhöhung in der Be-
kanntgabe zu machen (§ 124 III 1 AktG).
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

1. Beschlussfassung

a) Aktienrecht

• Die Kaitalerhöhung ist eine Satzungsänderung (§ 23 III Nr. 3 und 

Nr. 4 AktG), sodass allein die Hauptversammlung für die Beschluss-

fassung zuständig ist (§§ 119 I Nr. 6, 7, 179 I 1, 182 I 1 AktG).

• Der Beschluss bedarf sowohl der einfachen Stimmenmehrheit

(§ 133 I AktG) als auch einer qualifizierten Kapitalmehrheit von 

grds. mindestens drei Vierteln des bei der Beschlussfassung ver-

tretenen Grundkapitals (§ 182 I 1 AktG).

➢ Die Satzung kann eine andere Kapitalmehrheit bestimmen 

(§ 182 I 2 AktG), auch eine geringere.
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

1. Beschlussfassung

b) GmbH-Recht

• Die Ziffer des Stammkapitals ist im Gesellschaftsvertrag festgelegt (§ 3 I Nr. 3 

GmbHG), sodass die Kapitalerhöhung einen satzungsändernden Beschluss der 

Gesellschafterversammlung erfordert (§ 53 I GmbHG).

• Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführer berufen (§ 49 I 

GmbHG).

• Die Beschlussgegenstände sind spätestens drei Tage vor der Versammlung anzu-

kündigen (§ 51 IV GmbHG).

• Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von Dreivierteln der abgegebenen Stimmen 

und muss notariell beurkundet werden (§ 53 II 1 GmbHG).

➢ Die Satzung kann allerdings weitergehende Anforderungen stellen, insbeson-

dere das notwendige Beschlussquorum erhöhen (§ 53 II 2 GmbHG).
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

1. Beschlussfassung

b) GmbH-Recht

• Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von Dreivierteln der abgegebenen 

Stimmen und muss notariell beurkundet werden (§ 53 II 1 GmbHG).

➢ Keine Voraussetzung ist, dass das bisherige Stammkapital voll eingezahlt 

ist.

• § 55 GmbHG enthält zusätzliche Form- und Beschlusserfordernisse, die über 

die allgemeinen Vorschriften der §§ 53, 54 GmbHG hinausgehen. 

• Insbesondere verlangt § 55 II GmbHG, dass neben dem Kapitalerhöhungs-

beschluss ein besonderer Zulassungsbeschluss gefasst wird, sofern das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird. In dem Zulassungsbeschluss sind die 

Personen der Übernehmer sodann festzulegen.
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Einheit 19 – Ordentliche Barkapitalerhöhung

II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

a) Aktienrecht

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den wesentlichen Inhalt der 

Kapitalerhöhung selbst bestimmen.

➢ Festlegung des genauen Erhöhungsbetrages.

➢ Ausgabe neuer Aktien (§ 182 I 4 AktG)

− Angaben nach § 182 I 5 AktG, wenn Stückaktien vorhanden sind

− Bestimmung der Zahl der neuen Aktien sowie die Art der neuen 

Aktien (Inhaber- /Nennbetragsaktien, § 23 III Nr. 5 AktG)
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

a) Aktienrecht

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den wesentlichen Inhalt der 

Kapitalerhöhung selbst bestimmen.

➢ Festlegung des genauen Erhöhungsbetrages.

➢ Ausgabe neuer Aktien (§ 182 I 4 AktG)

− Angaben nach § 182 I 5 AktG, wenn Stückaktien vorhanden sind

− Bestimmung der Zahl der neuen Aktien sowie die Art der neuen 

Aktien (Inhaber- /Nennbetragsaktien, § 23 III Nr. 5 AktG)

Möglich ist die Festlegung einer Mindest- und Höchstgrenze bzw. nur 

einer Höchstgrenze („bis zu“-Kapitalerhöhung). Dem Vorstand darf 

hierbei kein Ermessensspielraum zustehen. M.a.W.: Die 

Hauptversammlung muss genaue Maßstäbe für die Bestimmung des 

endgültigen Erhöhungsbetrages setzen.
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

a) Aktienrecht

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den wesentlichen Inhalt der 

Kapitalerhöhung selbst bestimmen.

➢ Der Ausgabebetrag kann von der Hauptversammlung bestimmt 

werden.

− Die Ausgabe muss mindestens zum Nennbetrag oder zum 

anteiligen Betrag des Grundkapitals (geringster Ausgabebetrag) 

erfolgen (§ 9 I AktG).

− Die Hauptversammlung hat hierbei einen Mindestbetrag 

festzusetzen (§ 182 III AktG).
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

a) Aktienrecht

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den wesentlichen Inhalt der 

Kapitalerhöhung selbst bestimmen.

➢ Der Ausgabebetrag kann von der Hauptversammlung bestimmt 

werden.

− Die Ausgabe kann auch zu einem höheren Ausgabebetrag als 

dem geringsten Ausgabebetrag erfolgen. 

− Die Differenz zwischen dem festgesetzten Ausgabebetrag und 

dem geringsten Ausgabebetrag ist das Aufgeld (Agio).
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

a) Aktienrecht

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den wesentlichen Inhalt 

der Kapitalerhöhung selbst bestimmen.

➢ Ggf. sind Sacheinlagen festzusetzen (Einheit 20).

➢ Das Bezugsverhältnis bzw. ein Ausschluss des Bezugsrechts 

ist anzugeben (Einheit 21).

➢ Nicht erforderlich ist ein sachlicher Grund für die Kapitalerhö-

hung.
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Einheit 19 – Ordentliche Barkapitalerhöhung

II. Kapitalerhöhungsbeschluss

2. Beschlussinhalt

b) GmbH-Recht

• Der Beschluss muss den erhöhten Betrag des Stammkapitals 

bzw. den Höchstbetrag, bis zu dem das Stammkapital erhöht 

werden darf, enthalten.

• Der Mindestnennbetrag jedes neuen Geschäftsanteils beläuft 

sich wie bei der Gesellschaftsgründung auf einen Euro (§ 55 IV 

iVm § 5 II GmbHG).

• Ein etwaiges Agio ist ebenfalls anzugeben (§ 3 II Alt. 2 GmbHG).
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II. Kapitalerhöhungsbeschluss

3. Mängel der Beschlussfassung

• Die Rechtsfolgen richten sich bei der AG nach den allgemeinen Vor-

schriften (§§ 241 f., 243 ff., 255 AktG).

➢ Die Nichtigkeit ist zu bejahen, wenn dem Vorstand ein zu weiter Spiel-

raum bei der Festsetzung des Erhöhungsbetrages eingeräumt wurde.

➢ Ein Verstoß gegen § 182 IV AktG führt nicht zur Nichtigkeit, aber wohl 

zur Anfechtbarkeit des Beschlusses. 

• Die Rechtsfolgen bei der GmbH richten nach den allgemeinen Vorschrif-

ten des AktG (§§ 241 ff. AktG) in analoger Anwendung.
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III. Anmeldung und Eintragung des Kapitalerhöhungsbeschlusses

1. Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister

• Der Kapitalerhöhungsbeschluss ist zur Eintragung in das Handelsre-

gister anzumelden (§ 184 AktG).

• Die Anmeldung erfolgt durch den Vorstand und den Aufsichtsrats-

vorsitzenden (§ 184 I 1 AktG).

• Die Anmeldung des Kapitalerhöhungsbeschlusses wird idR mit der 

Anmeldung der Durchführung der Kapitalerhöhung verbunden 

(§ 188 IV AktG).
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Einheit 19 – Ordentliche Barkapitalerhöhung

III. Anmeldung und Eintragung des Kapitalerhöhungsbeschlusses

2. Prüfung durch das Registergericht

• Das Registergericht prüft die Ordnungsmäßigkeit der Anmeldung von 

Amts wegen (§ 26 FamFG).

• Ferner wird von Amts wegen das Vorliegen der gesetzlichen und 

satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Kapitalerhöhung geprüft 

(§ 182 AktG).

➢ Mangels entgegenstehender Anhaltspunkte kann idR von der Rich-

tigkeit der Angaben und Unterlagen zur Anmeldung ausgegangen 

werden.
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III. Anmeldung und Eintragung des Kapitalerhöhungsbeschlusses

2. Prüfung durch das Registergericht

• Ist der Beschluss nichtig (§ 241 AktG), darf keine Eintragung vorge-

nommen werden.

• Bei bloßer Anfechtbarkeit (§ 243 AktG) kann die Eintragung vorge-

nommen werden, es sei denn, es sind Vorschriften verletzt, deren 

Einhaltung im Interesse Dritter liegt.

➢ In anderen Fällen darf die Eintragung hingegen nicht abgelehnt 

werden.
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III. Anmeldung und Eintragung des Kapitalerhöhungsbeschlusses

3. Eintragung

Wirkungen der Eintragung für den Kapitalerhöhungsbeschluss:

• Die Aufhebung des Kapitalerhöhungsbeschlusses ist durch einen 

erneuten Hauptversammlungsbeschluss mit einfacher Mehrheit 

möglich (§ 133 I AktG). 

• Änderungen hingegen bedürfen der gleichen Voraussetzungen wie 

der Kapitalerhöhungsbeschluss (§§ 182 I 1, 133 I AktG).
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IV. Zeichnung der Aktien

1. Allgemeines

• Der originäre Erwerb neuer Aktien aus der Kapitalerhöhung erfolgt durch 

die Zeichnung.

• Zeichner können natürliche und juristische Personen sowie rechtsfähige 

Personengesellschaften sein.

• IdR werden die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder sonstigen 

Emissionsinternehmen übernommen, d. h. durch diese erfolgt die Zeich-

nung

➢ Für den derivativen (Zweit-)Erwerb der Aktien gelten die Vorschriften 

über die Zeichnung nicht.
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IV. Zeichnung der Aktien

2. Zeichnungserklärung

• IdR geht eine invitatio ad incertas personas von der AG aus.

• Daraufhin gibt der Zeichner ein Angebot – die Zeichnungserklärung –

ab, eine bestimmte Anzahl an Aktien gegen eine Bar- oder Sachein-

lage erwerben zu wollen.

• Die Zeichnungserklärung ist im Zeichnungsschein zu verkörpern 

(§ 185 I 1 AktG).

➢ Der Zeichnungsschein ist bloße Beweisurkunde und kein 

Wertpapier.
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IV. Zeichnung der Aktien

2. Zeichnungserklärung

Die Zeichnungserklärung ist im Zeichnungsschein zu verkörpern 

(§ 185 I 1 AktG).

• Dieser bedarf der Schriftform (§§ 185 I 1 AktG, 126 BGB).

• Zu den erforderlichen Angaben siehe § 185 I 1, 3 Nr. 1-4 AktG 

heranzuziehen. Bei Nichtbeachtung droht Nichtigkeit nach § 185 II 

AktG.
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Einheit 19 – Ordentliche Barkapitalerhöhung

IV. Zeichnung der Aktien

3. Zeichnungsvertrag

• Mit der Annahme der Zeichnungserklärung durch die AG – vertreten 

durch den Vorstand (§ 78 I 1 AktG) – kommt ein Zeichnungsvertrag 

zustande. 

• Die Annahme ist grds. formlos möglich; § 185 I 1 AktG gilt nicht. 

• Der Zeichner wird allerdings erst mit der Eintragung der Durchführung 

der Kapitalerhöhung in das Handelsregister Aktionär.
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Einheit 19 – Ordentliche Barkapitalerhöhung

V. Übernahme neuer bzw. Aufstockung bisheriger Geschäftsanteile

• Zur Übernahme bzw. Aufstockung der Geschäftsanteile ist eine Übernahmeerklä-

rung seitens des Übernehmers erforderlich, welche der notariellen Beurkundung 

oder Beglaubigung bedarf (§ 55 I, II 2 GmbHG).

➢ In der Übernahmeerklärung sind die Gesellschaft, die Person des Übernehmers, 

der Kapitalerhöhungsbeschluss und der Nennbetrag des übernommenen Ge-

schäftsanteils anzugeben.

• Die Annahme durch die Gesellschaft führt zum Zustandekommen des Übernahme-

vertrags zwischen der Gesellschaft und den einzelnen Übernehmer (§ 55 I 

GmbHG).

• Der Übernahmevertrag verpflichtet zur Erbringung der vereinbarten Einlage.

• Es handelt sich um einen Vertrag mit körperschaftlichem Charakter.
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VI. Weitere Abwicklung

1. Einlageleistung

a) Aktienrecht

• Bei Bareinlagen sind mindestens 25 % des geringsten Ausgabe-

betrags (§§ 188 II, 36 II, 36a I Alt. 1, 9 I AktG) sowie das gesamte 

Aufgeld (§§ 188 II, 36a I Alt. 2 AktG) zu leisten.

• Der eingezahlte Betrag soll dem Vorstand zur freien Verfügung 

stehen (§§ 188 II, 37 I AktG).
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VI. Weitere Abwicklung

1. Einlageleistung

b) GmbH-Recht

• Bei Bareinlagen sind auf jeden Geschäftsanteil mindestens ein Viertel des 

Nennbetrags einzuzahlen (§ 56a GmbHG iVm § 7 II 1 GmbHG).

• Ein vereinbartes Agio bleibt hierbei außer Betracht, denn es fehlt an einer 

vergleichbaren Regelung wie im AktG in den §§ 188 II 1, 36a I AktG. Das 

Agio ist bei der GmbH vielmehr eine Nebenleistungspflicht iSd § 3 II 

GmbHG auf das die besonderen Vorschriften des Kapitalaufbringungs-

rechts nicht anwendbar sind. 

• Der eingezahlte Betrag soll den Geschäftsführern zur freien Verfügung 

stehen (§§ 57 II 1 GmbHG).
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VI. Weitere Abwicklung

2. Anmeldung

a) Aktienrecht

• Die Durchführung der Kapitalerhöhung ist zur Eintragung in das 

Handelsregister anzumelden (§ 188 I AktG).

• Die Anmeldung darf erst erfolgen, wenn der Erhöhungsbetrag in 

vollem Umfang wirksam gezeichnet ist und die Mindesteinlagen 

ordnungsgemäß geleistet sind (§ 188 II, III AktG).
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VI. Weitere Abwicklung

2. Anmeldung

b) GmbH-Recht

• Bei der GmbH findet anders als bei der AG keine Aufspaltung in 

eine Anmeldung des Kapitalerhöhungsbeschlusses nach § 184 

AktG und eine Anmeldung der Durchführung nach § 188 AktG 

statt.

• Die Kapitalerhöhung ist zur Eintragung nach Übernahme sämt-

licher Geschäftsanteile in das Handelsregister anzumelden (§§

54 I 1, 57 I GmbHG).
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VI. Weitere Abwicklung

3. Eintragung

a) Aktienrecht

• Mit der Eintragung der Durchführung wird die Kapitalerhöhung 

wirksam (konstitutive Wirkung, § 189 AktG).

• Das Grundkapital ist sodann erhöht und mit dem erhöhten Betrag 

in der Bilanz (§ 266 III A. I. HGB) auszuweisen (§ 189 AktG). 

• Ein etwaiges Aufgeld ist bilanziell in der Kapitalrücklage 

auszuweisen (§§ 266 III A. II., 272 II Nr. 1 HGB).
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VI. Weitere Abwicklung

3. Eintragung

b) GmbH-Recht

• Die Eintragung erfolgt nach Prüfung durch das Registergericht 

(§ 57a GmbHG).

• Die Kapitalerhöhung wird gemäß § 54 III GmbHG mit der Eintra-

gung in der Handelsregister wirksam. Die Eintragung hat also 

konstitutive Wirkung.
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VI. Weitere Abwicklung

4. Ausgabe neuer Aktien/Geschäftsanteile

• Nach der Eintragung der Durchführung können bei der AG die neuen 

Aktienurkunden oder Zwischenscheine ausgegeben werden (§ 191 

Satz 1 AktG).

• Bei der GmbH können entsprechend die neuen Geschäftsanteile 

„ausgegeben“ oder die bisherigen erhöht werden. Jedenfalls ist die 

Erstellung und Einreichung einer neuen Gesellschafterliste erforder-

lich (§ 40 II 1 GmbHG).
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VI. Weitere Abwicklung

5. Fehlerhafte Kapitalerhöhungen

• Ist die Durchführung der Kapitalerhöhung eingetragen worden, lassen 

evtl. Mängel der Anmeldung die Wirksamkeit der Kapitalerhöhung un-

berührt. 

• Leidet die eingetragene Kapitalerhöhung an Wirksamkeitsmängeln, so 

sind die Regeln über die fehlerhafte Gesellschaft anzuwenden. 

➢ Somit wird die fehlerhafte Kapitalerhöhung nach Eintragung ihrer 

Durchführung in das Handelsregister für die Vergangenheit als wirk-

sam angesehen.

➢ Eine Rückabwicklung hat lediglich für die Zukunft zu erfolgen (ex 

nunc).
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VII. Kapitalmarktrechtliche Aspekte

1. Die geplante Kapitalerhöhung wird häufig eine Insiderinformation darstellen 

(Art. 7 I lit. a MAR), sodass gemäß Art. 17 I MAR eine Ad-hoc-Mitteilung zu 

erfolgen hat. 

2. Werden die neuen Aktien öffentlich angeboten oder zum Handel an einem 

organisierten Markt zugelassen, besteht eine Prospektpflicht nach Art. 3 I, 

III ProspVO.

3. Überschreitet ein Aktionär infolge der Kapitalerhöhung die Kontrollschwelle 

(§ 29 II WpÜG), treffen ihn – vorbehaltlich einer Befreiung (§ 37 WpÜG) – die 
Pflichten nach § 35 I 1, II 1 WpÜG.



Vielen Dank

für Ihre Aufmerksamkeit!


